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Teelegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Berlin, 13. Aug. Heute Morgen 61 Uhr iſt die Kron⸗ 
priuzeſſin von Preußen von einem Prinzen entbunden worden, 
(Angek. 10 Uhr 20 Min.) 


London, 13. Auguſt. Mit dem Dampfer „North American“ 
eingetroffene Berichte aus Newyork vom 1. d. Abends melden, daß die 
Stellung Mac Clellan's zwar gut zur Vertheidigung, aber zum 
Angriff oder zum Rückzuge wenig geeignet ſei. Die Conföderirten, 
welche jetzt eine Stellung am Sund Chicahominy hinter Mac Clellan 
inne haben, occupiren den James-Fluß unterhalb Mac Clellans und 
zwiſchen Mac Clellan und Richmond, wo von beiden Seiten ſtarke 
Batterien errichtet worden find. Es heißt, General Jackſon bereite 
ſich dor, Mac Clellan oder Pope anzugreifen. Ein Theil der Ka: 
nonenboot⸗Flotille der Unioniſten iſt zu Hampton Roads eingetroffen. 
Man nimmt an, daß ſie zur Bezwingung des Forts Darling verwen⸗ 
det werden ſolle. Zwei neue Panzerſchiffe der Conföderirten ſind im 
James ⸗Fluſſe erſchienen. General Pope iſt über Warrenton hinaus 
vorgerückt. Gerüchtsweiſe hieß es, daß die von den Conföderirten in Eng⸗ 
land gekauften Panzerſchiffe die Blokade vor Mobile durchbrochen hätten. 
Das Gerücht wurde zwar nicht geglaubt, verurſachte aber dennoch 
große Aufregung. Die Guerillas ſind in den Mittelſtaaten ſehr thätig. 
Man glaubt, die allgemeine Conſeription werde im Staate York Mitte 
Auguſt beginnen. 

Warſchau, 13. Auguſt. Geſtern hat zur Feier des Jahres⸗ 
tages der Vereinigung Polens mit Litthauen eine Volksdemonſtration 
ſtattgefunden. Die Frauen erſchienen in Feſtkleidern mit dreifarbigen 
Schärpen. Die Handwerker hatten die Arbeit eingeſtellt; die Kirchen 
waren ſtark beſucht. 

London, 13. Aug. Die beutige „Morning⸗Poſt“ ſagt, Napoleon könne 
ſeine Truppen vor den Drohungen Garibaldi's nicht aus Rom zurückziehen, 
aber die Gefahr der Situation könne nur durch eine klare und beſtimmte 
Verabredung gelöft werden, wann die franzöſiſche Occupation aufhören ſolle. 

Die Journale veröffentlichen die Depeſche Seward's vom 28. Mai, in 
welcher die Gründe dargelegt werden, weshalb England nicht interveniren 
dürfe, und gleichzeitig die Antwort Ruſſells vom 28. Juli, in welcher in 
kaltem Tone die Neutralität Englands verſprochen und zugleich der Wunſch 
ausgedrückt wird, daß der Bürgerkrieg aufhören möge. 

Turin, 12. Auguſt. (Im Auszuge bereits mitgetheilt.) Die „Gazetta 
ufficiale“ enthält Depeſchen aus Palermo, nach welchen auf der ganzen 
Inſel Sicilien fortdauernd Ruhe berrſche. In einigen Theilen des Landes 
hatten Demonſtrationen ſtattgefunden, die, obgleich fie friedlich waren, von 
der Bevölkerung nicht begünſtigt worden ſind. Wohin die Truppen kommen, 
werden ſie mit Wohlwollen empfangen. Nachdem die Demonſtration in Pa⸗ 
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lermo geſcheitert war, wurde der Königsmarſch öffentlich geſpielt und bei⸗ 


fällig aufgenommen. Kr 3 2 
Ju Reggio waren die königlichen Prinzen mit Enthuſiasmus empfan⸗ 
gen worden. 


Preuſen. 
Landtags = Verhandlungen. 

36. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (13. Au 9. 

Präſtdent Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Am an niſter⸗ 
tiſche: Graf zur Lippe und Regierungs⸗Commiſſar Sydow, ſpäter der Fi⸗ 
nanzminiſter v. d. Heydt. 

Der Präſident zeigt an, daß der Abgeordnete Ben der in das Haus 
eingetreten und der zweiten Abtheilung zugewieſen ift. 

Den erſten Gegenſtand der T. O. bildet der bereits beſprochene Bericht 
über den Etat der Juſtizverwaltung (Berichterſtatter für den erſten Theil 
Abg. v. Forckenbeck, für den zweiten Theil Abg. Taddel). Abg. Plaß⸗ 
mann (ur allgemeinen Discuſſion): Nach dem Grundſatze, daß die Juſtiz⸗ 
verwaltung für den Inhaber der Gerichtsbarkeit womöglich noch etwas ab⸗ 
werfen ſolle, ſeien die Einnahmen derſelben in unerhörter Weiſe geſteigert, 
die Ausgaben in ebenſo unerhörter Weile beſchränkt worden. Die Juſtiz⸗ 
ſteuer betrage ſchon über einen halben Thaler pro Kopf und belaſte im 
Gegenſatz zu den andern Steuern beſonders die ärmeren Klaſſen, ſie ſteige 


im umgekehrten Verhältniß des Vermögens. In Weſtfalen betrage fie ſogar 


über einen Thaler pro Kopf und liege da auch vorzugsweiſe auf den kleinen 
Leuten. Und dieſe Steuer werde mit einer Rückſichtsloſigkeit und Strenge 
eingetrieben, wie keine andere. Abgeſehen von den Vorrechten der Salarien- 
kaſſen im Concurſe, verweiſe er uf die fofortige ſtrenge Executionsfähigkeit 
vieler Gerichtskoſten. Insbeſondere würden durch die hohen Criminalkoſten 
gerade die Unvermögendſten am meiſten beſchwert. 

Die Ausgaben ſeien in der unverhältnißmäßigſten Weiſe zurückgedrängt. 
Relativ unerheblich ſeien die geringen, in den letzten Jahren zu Gunſten der 
Appellationsgerichtsräthe und Kreisrichter getroffenen Verbeſſerungen, ein 
furchtbares Proletariat drohe dem Staate in nächſter Zeit durch das abſolut 
unzureichend beſoldete Subalternperſonal. Nicht minder werde bei den Bau⸗ 
ten von Gerichtshäuſern geknauſert, in Betreff des Baues des berliner 
Stadtgerichts babe geradezu ungeſetzlich verfahren werden müſſen, um die 
Koſten zu decken. In der Juſtizverwaltung ſeien in dieſer und ähnlichen 
Beziehungen fo traurige Verhältniſſe vorhanden, wie in keiner anderen Ver⸗ 
waltung. In Zukunft werde der Ausgabeetat nicht um Tauſende, ſondern 
um Millionen zu erhöhen ſein. (Bravo.) 

Juſtizminiſter: In der Yuftigverwaltung ſei ſtets der Grundſatz be⸗ 
folgt worden, daß wer den Vortheil des Amtes habe, auch die Koſten tra⸗ 

en müſſe. Die Koſten ſeien keine Juſtizſteuer, ſondern Zablung für be⸗ 

immte Leiſtungen. Dieſelben träfen auch keineswegs vornämli die Unbe⸗ 
mittelten, er verweiſe J. B. auf die Hypothekenſachen. Die anſcheinend von 
dem Vorredner gewünſchte Erhebung einer alle Staatsbürger treffenden 
Juſtizſteuer würde gerade zu den größten Inconvenienzen führen, nament⸗ 
lich das leichtſinnige Proceſſiren provociren. Er proteſtire Namens des 
Richterſtandes gegen den Vorwurf der Ungeſetzlichkeit bei Aufbringung der 
Baukoſten des berliner Stadtgerichts; das Verfahren ſei von einem Kolle⸗ 
gium unabhängiger preußiſcher Richter geprüft und gebilligt worden. 
Meggen 75 taten bie 

ie Diskuſſion wird geſchloſſen. e 

Der Referent Abg. v. Borte g beſtreitet, daß die Ausführungen des 
Abg. Plaßmann durch den Juſtizminiſter widerlegt ſeien. Das Haus habe 
ſich bereits im vorigen Jahre gegen das Verfahren in Betreff des berliner 
Baues ausgeſprochen. 8 

e Einnahmen des Etats pro 1862 und die dazu geſtellten Anträge 
der Commiſſion werden ohne Diskuſſion angenommen. Bei den Ausgaben 
— Obergerichte (Tit. 9 Beſoldungen) monirt Abg. Fliegel die Bezeich⸗ 
nung „Obergerichte“, indem er behauptet, daß dieſer Ausdruck incorrect 
und der eren dafür „Appellationsgericht“ fei. Der Juſtizminiſter 
* uchen. A in Zukunft den u. NE zweiter Inſtanz“ 
zu geb en. Abg. Fliegel iſt hierdurch befriedigt. N 5 

Bei ben ſächichen Ausgaben 2 die Commiſſion, wie bereits 
mitgetheilt, Abſetzung der beantragten Erhöhung des Fonds für Viſitations⸗ 
Koften um 1560 Thaler und ferner: die Staatsregierung aufzufordern, auf 
Verminderung des Fonds für die Koſten der Juſtizviſitationen durch Ber: 
minderung der Revlſionsreiſen der Appellation gerichts⸗Präſidenten, Räthe 
und Oberſtaatsanwälte hinzuwirken. / 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. uſtizrath Sydow wiederholt im Weſent⸗ 
lichen die bereits in der Cami gegen die ane 1560 Thaler 
geltend br digen Gründe und ſtellt anheim, von dem Antrage der Com⸗ 
miſſion in dieſem Falle abzugehen. Die von derſelben geltend gemachten 


Gründe ſeien nicht ausreichend, die Vifitationen aber im Intereſſe der Juſtiz⸗ 
Verwaltung nöthig und vortheilhaft. — Von dieſem Geſichtspunkt aus, den 
er des weiteren ausführt, erklärt ſich auch Abg. Plaßmann gegen den 
Commiſſionsantrag. 


Verlag von Eduard Trewendt. 


Abg. Rintelen: Seiner Anſicht nach werde noch immer viel zu viel 
revidirt; bei dem früheren Zuſtande der zahlreichen Patrimonialgerichte feien 
dieſelben wohl förderlich geweſen; ſeitdem die Kreisgerichte, aus ſtattlichen 
Collegien beſtebend, von gleichqualifizirten Richtern, wie die Appellations⸗ 
Gerichte, beſetzt, ſeien die Reviſionen überflüfjig, namentlich in den zahlrei⸗ 
chen Fällen, in denen auch nicht eine Beſchwerde über verzögerten Geſchäfts⸗ 
betrieb ꝛc. an das Appellationsgericht gelange. Er bitte, den Commiſſions⸗ 
Antrag rende 

Abg. Rohden für den Antrag der Commiſſion auf Streichung der 
1560 Thlr. und gegen den Antrag auf Beſchränkung der Reviſtonsreiſen 
überhaupt, weil gerade durch dieſe Reiſen wirklich tüchtige Beamte den revi⸗ 
direnden Vorgeſetzten bekannt würden. 7 

Abg. Immermann für den Commiſſionsantrag in ſeinen beiden Thei⸗ 
len wegen der bedeutenden Störungen, welche die Reviſion im Geſchäfts⸗ 
betrieb des zu revidirenden Gerichts, und des geringen Nutzens, den ſte that⸗ 
ſächlich für die Sache hervorbrächten. Eine gründliche, wirkliche Reviſion ſei 
in wenigen Tagen gar nicht möglich. In einzelnen Zweigen des Geſchäfts⸗ 
betriebes, z. B. in Hypothekenſachen, verſtebe das Kreisgericht, weil es ſich 
praktiſch damit zu beſchäftigen habe, geradezu mehr, als das revidirende 
Appellationsgericht. Es komme darauf an, wahrhaft tüchtige Directoren für 
die Kreisgerichte zu ernennen; zur Ermittelung qualifizirter Candidaten ge⸗ 
nüge aber eine zweitägige Reviſion in feiner Weile. — Die Commiſſion 
wolle ja auch die Revifionen nicht ganz aufheben, die Ober⸗Staatsanwälte 
könnten immerhin weiter revidiren, wenn es, wie Abg. Plaßmann gemeint, 
in ihrem Departement nothwendig ſei. 

Abg. Fliegel für den zweiten Theil des Comm.⸗Antrages: Nicht die 
Viſitation, ſondern die Akten des Untergerichts ſeien maßgebend für die Qua⸗ 
lifikation der Richter erſter Inſtanz. — Abg. Dr. Eberty: Die Oeffentlichkeit 
ei der beſte Reviſor; wenn das rechtſuchende Publikum mit der Waffe der 

eſchwerde und unter dem Schutze der Oeffentlichkeit es verſäume, Uebelſtände 
zu rügen, ſo würden die revidirenden Beamten wenig helfen. Aehnlich Abg. 
Henrici. — Juſtizminiſter: Die 1560 Thlr. ſeien eigentlich nur aus 
einem andern Fonds, dem für Reviſion der Gefangenenanſtalten, übernommen. 
Auf dieſe Reviſion ſei aber im Intereſſe der Berängenen beſonders Gewicht 
zu legen. In Betreff der Viſitationsreiſen überhaupt, mache er darauf auf: 
merkſam, daß dieſelben die einzige Gelegenheit des lebendigen Verkehrs zwiſchen 
den Revidirten und dem Revidirenden, und in dieſer Beziehung oft von guten 
Folgen ſeien. So wäre z. B. ein gewiſſes Widerſtreben gegen die Hypothe⸗ 
ennovelle meiſt durch die Reviforen beſeitigt worden. Von einer Störung 
des Geſchäftsganges könne oder ſolle wenigſtens dabei nicht die Rede ſein. 
Die Reviſionen ſeien nicht nur nicht ſchädlich, ſondern erſprießlich, da bei den 
Gerichten erſter Inſtanz nicht immer eine richtige Anſchauung obwaltet. (Oh! 
zur Linken), und empfehle er deshalb die Ablehnung beider Anträge. Die 

iskuſſion wird geſchloſſen und nach einigen Bemerkungen des Referenten, 
der eine Schilderung des oberflächlichen Weſens ſolcher Reviſionen giebt, die 
oft nur Kleinigkeitskrämereien begünſtigten, werden die beiden Anträge der 
Comm. mit großer Majorität angenommen. 

Die Comm. beantragt ferner: „Die Regierung aufzufordern, die Aufhe⸗ 
bung der Appellationsgerichte Greifswald, Halberſtadt und des Juſtiz⸗Senats 
zu Ehrenbreitſtein und die Zuſammenziehung der 4 weſtfäliſchen Oberge⸗ 
richte zu veranlaſſen.“ — Abg. Seubert erklärt ſich dagegen, da namentlich, 
bevor in der Art vorgegangen werden könne, erſt das Organiſationsgeſetz er⸗ 
laſſen werden müßte, und an dieſes wiederum die Civil⸗ und Strafprozeß⸗ 
Ordnung herangezogen werden könne. Der Redner ſchildert demnächſt die 
Nachtheile, welche die Aufhebung des Appell.⸗Gerichts zu Halberſtadt herbei⸗ 
führen werde, und wünſcht vielmehr eine Vergrößerung deſſelben und ein 
Aufgehn des magdeburger Gerichts in das Halberſtädter (Heiterkeit). — 
(Miniſter v. ald it inzwiſchen eingetreten.) — 

Aue Dr. Waldeck für den Commiſſions⸗Antrag. Wenn man die ein- 
zelnen Städte frage, ob ſie die Appellations⸗Gerichte behalten wollten, würde 
jede dies bejahen, das führe nicht zum Ziel. Das Streben der ganzen 
deutſchen Jurisprudenz ſei auf Vereinfachung des Civilprozeſſes gerichtet. 
Dahin gehe auch das Streben der am 14. September in Hannover zuſam⸗ 
mentretenden Commiſſion für Ausarbeitung des Entwurfs einer allgemeinen 
deutſchen Civilprozeß⸗Ordnung, die von allen deutſchen Staaten, außer 
Preußen, beſchickt ſei, obwohl ſeines Erachtens es gar nichts geſchadet hätte, 
wenn dies auch von hier aus geſchehen wäre Von der gegenwärtigen Re⸗ 
gierung ſei auch auf dieſem Gebiete etwas Praktiſches nicht zu erwarten. 
Von der Hoffnung, einen ordentlichen Civilprozeß zu erreichen, ſei alſo für 
jetzt abzuſehen. Aber ſchon jetzt ſei eine Concentration tüchtiger Kräfte auf 
einen Fleck, Ausdehnung der Bezirke der Appellationsgerichte möglich und 
wünſchenswerth. Seiner Anſicht nach genüge ein einziges Appellationsge⸗ 
richt für Weſtfalen vollkommen. Durch Herbeiführung eines gleichartigen, 
namentlich wirklich mündlichen Prozeßverfahrens würde auch die Zuſam⸗ 
menziehung der Appellationsgerichte möglich werden und dann ein links⸗ 
und rechtsrheiniſches ausreichen. Auch die Aufhebung des greifswalder 
Appellations⸗Gerichts, das ſehr wohl mit dem ſtettiner vereint werden könne, 
ſei wünſchenswerth und vorausſichtlich förderlich, und trotz der Verſchieden⸗ 
heit des in beiden Bezirken geltenden Rechtes ſchon jetzt ausführbar. Ein 
Appellations⸗Gericht dürfe nicht an einem Orte ſein, wo keine Eiſenbahn 
iſt, das liege im Intereſſe der Correſpondenz der Parteien. 

Juſtizminiſter: Er ſei mit dem Vorredner ganz einverſtanden, mög⸗ 
lichſte Gleichartigkeit des Verfahrens herbeizuführen und wo moglich nur 
ein Appellations⸗Gericht in der Provinz zu haben. Der Antrag der Com⸗ 
miſſion fei aber nicht zeitgemäß. Die Commiſſion für Ausarbeitung einer 
neuen Civilprozeßordnung ſei mit ihren Arbeiten ſo weit gediehen, daß mit 
Ende des Jahres der erſte Theil der Landesvertretung werde vorgelegt wer⸗ 
den können. Dann werde ſich zeigen, ob von der jetzigen Regierung nichts 
Praktiſches auf dieſem Gebiete zu erwarten ſei. Mit der neuen Prozeßord⸗ 
nung werde auch eine neue Juſtizorganiſation einzuführen ſein. Dann 
würde auch die Frage wegen Trennung des Hypothekenweſens von den Ge⸗ 
richten zu erörtern ſein. Bis dahin bitte er die Frage wegen Zuſammen⸗ 
ziehung der Gerichte zweiter Inſtanz zu vertagen. 

Abg. Raſſow gegen den Kommiſſions-Antrag, mit beſonderer Rückſicht 
auf Greifswald und Ehrenbreitſtein wegen der ſehr großen Verſchiedenheit 
des in beiden Bezirken geltenden gemeinen Rechts vom Landrecht und der Ge⸗ 
richtsordnung, die zur Rechtsunſicherheit führen würde. Der Redner führt ſo⸗ 
dann die Nachtheile der Codifikation, gegenüber der freien Rechtsentwickelung, 
aus, und ſchließt mit dem Lobe der Leiſtungen des greifswalder Appellations⸗ 
Gerichts. — Abg. Rintelen für den Kommiſſtons⸗Antrag, in Betreff der 
weſtfäliſchen und des Appellationsgerichts Halberſtadt, während, ſo lange noch 
die Verſchiedenheit des Gerichtsverfahreus beſtehe, die Selbſtändigkeit der Ge⸗ 
richte in Greifswald und Ehrenbreitſtein wünſchenswerth ſei. — Abg. Dr. 
Gneiſt für die Fortdauer der beiden Appellationsgerichte in Greifswald und 
Ehrenbreitſtein aus den vom Abg. Raſſow entwickelten Gründen. Man 
möge bedenken, daß das gemeine Recht noch in großen Theilen Deutſchlands 
geltend ſei, daß alſo deſſen Cultur in Preußen nur förderlich ſein könne für 
das Werk gemeinſamer deutſcher Geſetzgebung. Es frage ſich überhaupt, ob 
nicht der ganze Antrag zu verſchieben ſei, bis man wiſſe, was aus dem ange: 
kündigten Revifionswert werden würde. — Abg. Dr. Waldeck: Wenn Alle 
darüber einig wären, daß im Intereſſe der Wiſſenſchaftlichkeit und der Rechts- 
pflege die Exiſtenz größerer Appellationsgerichte nothwendig ſei, ſo habe das 
Abgeordnetenhaus keine Veranlaſſung, die kleineren aufrecht zu erhalten. Das 
Su Landrecht repräſentire vollſtändig dasjenige, was am Ende des vorigen 
Jahrhunderts von dem gemeinen Rechte noch praktiſche Bedeutung und Lebens: 
fähigkeit in Preußen gehabt hat; ein Richter alſo, der das Allg. Landrecht 
nach ſeiner ganzen eſchichtlichen Entwicklung inne habe, werde auch des ge⸗ 
meinen Rechtes genügend kundig fein. Ob jene Raritäten, für deren Conſer⸗ 
virung der Abg. für Mansfeld das Fortbeſtehen des greifswalder Gerichtes 
wünſche, wirklich fo reſpectabel ſeien, das bezweifle er. Dem Juſtizminiſter 
habe er zu erwidern, „inter arma silent leges“, d. h. das Miniſterium ſei jo 
mit der Militärvorlage beſchäftigt, daß ihm keine Zeit bliebe für andere neue 
Leeder zumal wenn ein innerer Gegenſatz dabei zu Tage trete, wie er zwiſchen 
der Vergrößerung ſtehender Heere und einem Werke obwalte, das den freien 
Staat zu entwickeln beſtimmt ſei. Er werde natürlich die neue Civilprozeß⸗ 
Ordnung, ſowie eine etwaige Theilnahme an den September⸗Konferenzen in 
Hannover mit Freuden 1 aber fie müſſen aus feftem Prinzipe hervor⸗ 
1 — auf einem der Regierung und dem Volke gemeinſamen Boden ſtehen; 

lickwerk helfe nicht. N 


citun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 14. Auguſt 1862. 


Der Schluß der Debatte wird angenommen. — Der Ref. Abg. v. For⸗ 
kenbeck befürwortet den Commiſſions⸗Antrag: Die Fortbildung des gemei⸗ 
nen Rechts ſei durch die Verlegung des Wahlortes der Richter Feines Erach⸗ 
tens nicht gefährdet. — Der Commiſſions⸗Antrag wird in Betreff des Ap⸗ 
pellationsgerichts zu Greifswald mit 120 gegen 107 Stimmen angenommen 
(dafür die Fortſchrittspartei mit wenigen Ausnahmen, ein Theil der Frac⸗ 
tion Bockum⸗Dolffs, Abg. v. Vincke und einige ſeiner Parteigenoſſen), mit 
größeren Majoritäten dann auch die übrigen Anträge der Commiſſion. 

Hiernächſt folgt die Discuſſion des in Bezug auf den Appellationsgerichts⸗ 
Vice⸗Präſidenten v. Kirchmann gen Antrages der Commiſſion, der da⸗ 
hin geht, „das Haus wolle die ſichere Erwartung ausſprechen, daß die Stelle 
des Appellationsgerichts⸗Vice⸗Präſidenten zu Ratibor vom künftigen Jahre ab 
nicht weiter, wie bisher, nur ſtellvertretungsweiſe, ſondern durch den dazu 
berufenen Beamten ſelbſt verwaltet werde.“ MP: 

Abg. Taddel: Herr v. Kirchmann habe feine Bereitwilligkeit, wieder in 
ſein Amt einzutreten, erklärt, unter der Bedingung, daß er in Behinderungs⸗ 
fällen den 2 Präſidenten des Gerichts vertrete. Darauf ſei der Juſtiz⸗ 
miniſter nicht eingegangen; er habe vielmehr angeordnet, daß der erſte Prä⸗ 
ſident von einem Mitgliede des Gerichtshofes vertreten werde. Herr von 
Kirchmann habe auf ſolche Bedingung nicht eingehen können, und deshalb 
habe die Commiſſion ihren Antrag geſtellt. Der ganze Zuſtand ſei ein ab⸗ 
normer, völli denten 8 Wenn man ſich dabei auf das Gutachten des 
verſtorbenen Präſidenten Wentzel, eines von ihm hochverehrten Mannes, be⸗ 
rufe, ſo ſei bekannt, daß zwiſchen dieſem und Herrn v. Kirchmann nicht das 
beſte Einvernehmen obgewaltet habe, und ſo wäre es wohl menſchlich, wenn 
dies Verhältniß einigen Einfluß auf jene Meinungsäußerung gehabt habe. 

Juſtizmin. Graf zur Lippe: er möchte zunächſt die Ehrenhaftigkeit des 
verſtorb. Präſidenten Wentzel in Schutz nehmen; derſelbe habe als rechtlicher 
und ehrenhafter Mann Zeit ſeines Lebens gegolten (Bravo). Was ihn (den 
Miniſter) anlange, ſo ſtehe er der Sache abi been gegenüber, denn das 
Verhältniß habe ſchon bei ſeinem Amtsantritt beſtanden. Es ſtehe dem Ju⸗ 
ſtizminiſter nicht zu, dem Vicepräſidenten ſeinen Urlaub einſeitig zu nehmen, 
es könnte dies nur geſchehen, wenn Herr v. Kirchmann ſelbſt darauf ver⸗ 
zichtete. Derſelbe babe dies aber nicht gethan, vielmehr in einer mündlichen 
Unterredung die Bedingung geſtellt, daß er nicht wieder in Ratibor ange⸗ 
ſtellt werde. Es liege nun ein Brief vor, von dem er nicht wiſſe, wie er 
in die Hände der Comm. gelangt ſei. Aus dieſem Briefe gehe nun der 
Wunſch hervor, daß Hr. v. K. wieder angeſtellt werden wolle, aber es gehe 
auch daraus hervor, daß er nicht nach Ratibor zurückkehren wolle. Der 
Min. könne aber einſeitig den Urlaub nicht aufheben, weil der Hr. v. Kirch⸗ 
mann nicht ſeine Bereitwilligkeit zu erkennen gegeben habe, nach Ratibor 
zurückkehren. Er ſei daher außer Stande, in dieſer Sache etwas zu thun. 

Vicepräſ. Behrend: Der Abg. Taddel habe gegen den verſtorbenen 
Präſidenten Wentzel keinen Vorwurf ausgeſprochen, er (der Präſident) würde 
dies ſonſt nicht geduldet haben (Beifall). 

Abg. v. Kirchmann: Er werde an der eg Ir dieſen Antrag 
keinen Theil nehmen, ſondern nur einige thatſächliche Aufklärungen geben. 
Da in einer vorläufigen Den zwiſchen dem Referenten und dem Re⸗ 
gierungs⸗Commiſſar ſeines Briefes keine Erwähnung geg ſo habe er 
geglaubt, denſelben dem Referenten vorlegen zu müſſen. as das Schreiben 
ſelbſt betreffe, fo glaube er allerdings an Bedingungen feſthalten zu 
müſſen. (v. Vincke: Hört!) Er glaube, daß feine Thätigkeit er Ratibor nicht 
mehr e ſein könne (v. Binde: Hört, hört!). Die Stellung eines 
Vicepräſidenten ſei die, den Präſidenten in Verhinderungsfällen zu vertreten. 
Der Vicepräſident habe einen weſentlichen Antheil an den ſogenannten Ge⸗ 
neralien; dieſe wichtigen Functionen ſeien ihm entzogen geweſen, und der 
Miniſter hätte ihn wenigſtens mit einer Antwort verſehen ſollen, es würde 
dann eine 1 ſehr bald herbeigeführt worden ſein. 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Der Vorredner ſcheine ſich darüber zu 


beſchweren, daß ihm die Vertretung des Präſidenten Wentzel nicht in dem 


geleplicen Maße übertragen ſei. Er habe thatſächlich zu berichtigen, daß, 
vollkommen in Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften der Gerichtsordnung, 
in denjenigen Fällen, wo der Präſident auf kurze Zeit verhindert war, Herrn 
v. Kirchmann die Vertretung übertragen geweſen ſei. Wenn der Präſident 
längere Zeit verhindert war, ſo babe der Chef der Juſtiz ſeine Vertretung 
anzuordnen, und dies ſei geſchehen. Es könne von ihm aber nicht verlangt 
werden, daß er ſich darüber äußere, wie es in Zukunft gehalten werden ſolle; 
es hänge dies von feinem Ermeſſen ab und würde die Stellung des Juſtiz⸗ 
miniſters compromittiren, wenn er ſich mit dem betreffenden Beamken in 
Unterhandlungen einlaſſen wollte. (Ruf: Sehr wahr!) Was die Sache ſelbſt 
anlange, ſo habe Herr v. Kirchmann ſeine Wiederanſtellung an einem an⸗ 
deren Orte gewünſcht, und darüber müſſe die Regierung ſich ihre Entſchlie⸗ 
ßung vorbehalten. 

Abg. Dr. Waldeck: Es kommt in dieſer Sache nicht auf eine perjön- 
liche Frage an, ſondern auf ein allgemeines Princip. Der dem Präſidenten 
v Kirchmann ertheilte Urlaub war nichts anderes als eine ihm octroyirte 
vollſtändig ungeſetzliche Maßregel. Der Vicepräſident kann nicht nur, er 
muß den Präſidenten vertreten. Es iſt ganz ungeſetzlich, ihm den Vorſitz 
in pleno zu entziehen. Es war eine Entwürdigung feiner Stellung als 
Vicepräſident, den Vorſitz einem 1 Rath zu übertragen. Er 
hat ſich nicht gefügt: er iſt nicht in die Sitzung gegangen, er iſt alſo an der 
Erfüllung einer weſentlichen Pflicht ſeines Amtes verhindert geweſen. Wir 
haben als Volksvertreter das Recht und die Pflicht, heute, wo die Sache 
zur Sprache kommt, zu fragen: warum hat man das gethan? Hatte der 
Vicepräſident v. Kirchmann irgend eine feiner Pflichten verletzt? Nein! Ich 
habe keine Bedenken zu hegen: wegen jeiner politiſchen Anſichten hat man 
es gethan (links: ſehr richtig). Solche Zustände können nicht gebilligt wer⸗ 
den. Nach der dm bejtimmten Erklärung v. Kirchmann's, daß aus dem 
Urlaub kein Recht hergeleitet werden ſolle, daß alſo un den Urlaub ver: 
Jui werde, fällt der letzte Vorwand für die Maßregel fort. Der Herr 

uſtizminiſter hat Recht, wenn er ſich nicht auf Verhandlungen mit Herrn 
v. Kirchmann einlaſſen will, dazu hat er keine Befugniß. cht mit Herrn 
v. Kirchmann, nicht mit einem Anderen kann er in dieſer Weiſe verhandeln. 
Hr. v. Kirchmann hat das Recht, die Stelle mit allen ihren Functionen zu 
verwalten. Solche Zuſtände aus politiſchen, tendenzidjen Rückſichten können 
und dürfen nicht geduldet werden im Lande; es iſt endlich Zeit, daß dem 
einmal ein Ende gemacht werde (Bravo). 

Abg. v. Vincke: Es ſei eine ganz anomale Stellung, daß das Haus 
eine perſönliche Frage in Anweſenheit der betr. a keit ſelbſt zu vers 
handeln habe. Es ſei ein ganz unerträglicher Zuſtand und er hoffe, das 
werde nicht wiederkehren. er Präſident könne allerdings den Abgeordne⸗ 
ten nicht veranlaſſen, ſich von der Sitzung fernzuhalten, aber im eigenen 
Gefühl feiner Stellung hätte derſelbe das Haus verlafien ſollen (Unruhe zur 
Linken). — Die Beſtimmungen der Gerichtsordnung, das habe der Miniſter 
dargethan, ſeien bei der Angelegenheit auch nicht in einem Buchſtaben ver⸗ 
letzt worden. Man habe politiſche Tendenzen dem Verfahren unterſchieben 
wollen, aber jo ſchwere Vorwürfe müſſe man beweiſen, und das fei nicht ges 
ſchehen. Die Aigen en gegen ſeinen 6 Tu, 
den verſtorbenen Wentzel, jeien bereits von einer Stelle, die mehr 
tung (ſich verbeſſernd: mehr aktenmäßige Bedeutung) habe, zurückgewieſen 
worden; er könne nur aus beſter Wiſſenſchaft hinzufügen, daß die Gründe, 
welche Wentzel zu ſeinem gegen die Stellvertretung v. Kirchmann s ſich aus⸗ 
ſprechenden Gutachten veranlaßt hätten, keinesweges politiſcher, ſondern rein 
amtlicher Natur geweſen ſeien. 

Abg. v. Kirchmann: Er habe es für ſeine Pflicht gebalten, bei dieſer 
Verhandlung gegenwärtig zu ſein, da das Paus g ein Gerichtshof ſei. 
Eine Analogie für feine Anweſenheit liege in der Beſtimmung der Geſchäfts⸗ 
ordnung, nach welcher Abgeordnete auch vor Prüfung ihrer Wahlen, ja bei 
derſelben ſelbſt, an den Sitzungen theilnehmen können. Daß er ſich der 
Abstimmung enthalten werde, habe er vorher fene bemerkt. Zur Sache 
ſelbſt wolle er nur noch beifügen, daß die Abweſenheit des erften Präfivens 
ten Wentzel wegen deſſen ge ge oft halbe Jahre lang gedauert 
habe, die Stellvertretung alſo von fehr großer Bedeutung und die ihn dabei 
treffende Abnormität eine ganz unerträgliche geweſen ſei. 

Abg. v. Hoverbeck: Ihm ſei es im Gegentheil lieb, daß der Ara. v. R. 
anweſend ſei, um in ‚feiner Gegenwart conitatiren zu können, daß ſelbſt von 
manchen ſeiner politiſchen Freunde ſein Verfahren in dieſer Angelegenheit 
nicht für correct erachtet werde. Hr. v. K. hätte nach feiner Meinung ſich 
nicht dazu herbeilaſſen ſollen, einen derartigen Urlaub zu fordern und ihn 
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fo, wie es geſchehen zu begründen. Er hätte ferner in keiner Weiſe jetzt Be: 
dingungen ſtellen, ſondern den Juſtizminiſter unbedingt auffordern müſſen, 
ihn pflichtgemäß wieder nach Ratibor zu ſchicken und ihn dort geſetzmäßig in 
ſeinem Amte zu verwenden (Zuſtimmung links). 

Berichterſtatter (Abg. v. Forkenbech für den Antrag der Comm.: Wenn 
der Vice⸗Präſident des Ratiborer Appellations⸗Gerichts 10 Jahre ſpazieren 
gehen könne, ſo werde es im nächſten Jahre Sache des Hauſes ſein zu prü⸗ 
ten, ob die 2500 Thlr. für die Stelle des Appellat.⸗Gerichts⸗Vice⸗Präſidenten 
in Ratibor überhaupt nöthig ſeien. Der Antrag der Comm. wird hierauf 
mit ſehr großer Majorität angenommen. — 5 

Zu Titel 15 (Beſoldung) iſt ein Amend. des Abg. Rohden eingegangen: 
Das Haus wolle beſchließen, gegen die Königl. Staatsregierung es als nicht 
ferner zuläſſig zu erklären, daß den in der Gehaltsklaſſe von 600 Thlr. ſtehen⸗ 
den Einzelrichtern bis zu ihrem Einrücken in die Gehaltsklaſſe von 700 Thlr. 
eine perſönliche Zulage von 100 Thlr. aus den Normal⸗Gehalten der höbe- 
ren Klaſſen der Richter 1, Inſtanz gezablt werden. Abg. Rohden für ſein 
Amend.: Der Landtag ſtimme mit der Reg. überein darin, daß die Gehälter 
der Richter unzureichend; es ſei ganz unerhört, wenn nun noch den berech⸗ 
tigten Beamten das normalmäßige Gehalt entzogen werde. Er habe ſchon 
in ſeinem früheren Antrage in Betreff der Zahlung der Penſion aus den 
Gehältern der Amtsnachfolger auf einen Fall dieſes Uebelſtandes hingewie⸗ 
ſen. Sein heutiges Amend. treffe einen anderen, ähnlichen Fall. Es ſei 
eine gleichmäßige Anordnung nöthig. 5 

Reg.⸗Comm. Geh. Juſtiz⸗Rath Sydow: Das bisher beobachtete Ver 
fahren ſei kein ungeſetzliches, es beruhe auf dem Allerhöchſten Erlaß vom 
12, Nov. 1860. Allerdings liege in dem beſtehenden Verhaͤltniß, wie er be 
reits in der Commiſſion hervorgehoben, ein gewiſſer Mißſtand, und das Be⸗ 
streben der Staatsregierung ſei auf Behebung deſſelben gerichtet: das beweiſe 


der Etat von 1863. 

Abg. Immermann: Hält ſeine Ausführungen durch dieſe Erklärung 
im Weſentlichen erledigt. Er verweiſe nur noch darauf, daß das von der 
Regierung getroffene Auskunftsmittel, aus der Taſche der höher dotirten 
Beamten die Gehälter der unangemeſſen dotirten Beamten zu verbeſſern, 
noch unerhörter ſei, als die Zahlung der Penſion aus dem Gehalte des 
Amtsnachfolgers. Das Gehalt der Richter ſei geradezu unwürdig nach jeder 
Richtung bin. Noch jetzt entbehre ein Richter ſeiner Bekanntſchaft, der be⸗ 
reits im Juni 1861 in die Gehaltsſtufe von 900 Thaler eingerückt war, der 
ihm gebührenden Zulage, noch jetzt beziehe er nur 800 Thaler. Nachdem 
ihm im Januar d. J. interimiſtiſch die Geduld ausgegangen (Heiterkeit), 
habe er ſich an das Appell.⸗Gericht gewandt, ſei von da an den Miniſter 
verwieſen und von dieſem dahin beſchieden worden, daß die 100 Thaler als 
Zulage für Einzelrichter zu verwenden ſeien. Wie lange er noch zu warten 
babe, ſei nicht abzujeben. — Der vorliegende Fall ſei eine zweite Illuſtra⸗ 
tion zu jener Erklärung des Commiſſars des Finanzminiſters über die glän⸗ 
zende Lage unſerer Finanzen. Auch dieſen Poſten der Gegenrechnung habe 
man vergeſſen ins Debet zu ſtellen. Die übermäßige Begünftigung des Mi⸗ 
litärbudgets, die Entziehung des Nothwendigſten bei der Juſtiz ſei das cete- 
rum censeo, auf welches immer zurückzukommen ſei. Er ſpreche nicht pro 
domo, er ſtehe der Regierung, von der er keine Vortheile beanſpruche, rel 
und unabhängig gegenüber. Er ſpreche auch nicht einmal im Intereſſe 
ſeines Standes. Er halte auf die Ehre ſeines Standes. Preußiſche Richter 
ſeien im Stande, ſelbſt auf ihr Recht in dieſer Beziehung zu verzichten, und 
doch getreu ihre Pflicht zu erfüllen, und wenn der Juſtizminiſter es ertragen 
könne, daß bei ſo unzureichendem Gehalte den Richtern noch ferner ein Theil 
deſſelben entzogen werde, ſo würden auch die Richter ſelbſt das ertragen und 
fernerhin ihre Pflicht thun. 5 

Er ſpreche vor Allem für eine anſtändige Juſtizverwaltung. Es ſei 
kaum zu glauben, daß ein ſolcher Zuſtand, wie der gegenwärtige, A 
lang geduldet, ja herbeigeführt ſei von den Chefs der Juſtiz, daß der Mini⸗ 
ſter der Juſtiz Jahr aus Jahr ein ſolidariſch mit den andern Miniſtern die 
enormen Summen für das Militär verlangt, und nicht dieſen kleinen Be⸗ 
trag gefordert habe. Es ergebe ſich daraus, wie der Militäretat Alles andre 
W und die Andern ſelbſt auf das ihnen zuſtehende Recht verzichten 
müſſen. — Trotz dem ſei ein friſcher politiſcher Zug im Lande. Recht werde 
Recht und Unrecht Unrecht genannt. Auch der Antrag des Abg. für Stein⸗ 
furt ſage, das Unrecht Unrecht ſei, das Haus möge dies gleichfalls und wo⸗ 
möglich einſtimmig thun. (Bravo.) — Die Discuſſion wird geſchloſſen. Der 
Berichterſtatter Abg. Taddel empfiehlt gleichfalls den Rohden ſchen Antrag, 
welcher demnächſt vom Hauſe faſt einſtimmig angenommen wird. 

Die Commiſſion ſtellt ferner den Antrag: „die nachgeſuchte Erhöhung 
des ae zu Unterſtützungen bei den Gerichtsbehörden von 3000 Thaler 
abzuſetzen.“ g ; EM 

Abg. Lette erklärt ſich gegen dieſen Antrag, weil es ſich hier nicht um 
Gratificationen, ſondern um Unterſtützungen, namentlich in Krankheitsfällen 
handle. — Abg. Plaß mann beantragt die Abſetzung, weil die Summe viel 
u gering ſei. — Abg. Dr. Schubert hält die Erhöhung deshalb für er- 
ſpriaßlich weil die Erfahrung gelehrt habe, daß ſie nothwendig ſei. Die 
Lage der betreffenden Beamten verlange eine zeitweiſe Unterſtützung und der 
bisherige Fonds von 5000 Thlr. ſei nicht ausreichend. Alle Zweige der 
Verwaltung beſäßen angemeſſene Fonds zu dieſem Zwecke. — Juſtiz⸗Miniſter 
Graf zur Lippe: er erkenne zwar nicht an, daß die Beſoldung der Richter 
eine unwürdige, aber er erkenne an, daß fie eine geringe jei; die Zahl der 
Beamten habe ſich vermehrt und der Staat habe die Verpflichtung, ſeine 
Beamten human zu behandeln. Erkenne das Haus dies nicht an, ſo müſſe 
es den ganzen Fonds ſtreichen. g 

Abg. Baſſenge (Lauban) befürwortet den Comm.⸗Antrag, worauf der 
Juſtizminiſter erwidert, daß er zu Gratificationen keine Fonds habe; 
aus Erſparniſſen würden ab und zu außerordentliche Dienſte durch Gratifi⸗ 
cationen belohnt. — Abg. Rintelen gegen den Antrag, Abg. Krieger 
(Holdapp) für denſelben: für 1863 fei der Antrag geſtellt, die 8030 Thaler 
ganz zu ſtreichen, weil die Unterſtützungs⸗ und Gratificationsfonds verfaſ⸗ 
ſungswidrig ſeien, und daß unter dem Beſtehen ſolcher Fonds die Unabhän⸗ 
gigkeit des Richterſtandes leide. — Abg. Qual conſtatirt, daß Gratificatio⸗ 
nen an angeſtellte Richter vertheilt worden ſeien, namentlich für Acte der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, wo man alſo den Notarien Concurrenz mache. 
(Sehr wahr!) : 3 

Abg. v. Vincke glaubt zu Ehren des preußiſchen Richterſtandes nicht, 
daß die Unabhängigkeit der Richter durch Gratificationen leiden werde. — 
Abg. Immermann: der Abg. für Stargard möge den Richtern in und 
außer dem Hauſe es überlaſſen, ihre Rechte ſelbſt zu wahren; auch er fürchte 
einen factiſchen Nachtheil nicht; das Anſehen der Richter im Publikum aber 


werde durch die Gratificationen herabgeſetzt. — Abg. v. Vincke replicirt, 


das Publikum glaube auch nicht daran, daß die Ebre des Richterſtandes da⸗ 
runter leide. — Abg. Schulze (Berlin): es handle ſich um eine principielle 
Frage, um das Gratificationsſyſtem, das allerkläglichſte Mittel, um die Ric: 
tergebälter aufzubeſſern. Der Richter ſolle die Remuneration für ſeine Thä⸗ 
tigkeit als ein Recht fordern dürfen, nicht als eine Belobnung von irgend 
einer Verwaltungsbehörde. Zugegeben, daß unter Umſtänden, für Baderei⸗ 
fen ꝛc., der Gratificationsfonds nützlich fein könne; er werde aber viel häu⸗ 
figer zu politiſchen Zwecken mißbraucht. 915 Intereſſe des Richterſtandes 
liege die Exiſtenz des Fonds nicht. Er wiſſe das aus eigener Erfahrung, 
aus ſehr unparkeiiſcher, denn er ſei nicht in der Lage, den Herrn Juſtizmi⸗ 
niſter wieder um eine Anſtellung anzugehen. (Heiterfeit.) 

Der Juſtizminiſter macht wiederholt darauf aufmerkſam, daß es ſich 
hier nicht um eine Gratifikation handle, ſondern um eine Unterſtützung. 
(Heiterkeit), Es ſei behauptet worden, daß die Vertheilung des Geldes aus 
politiſchen Rückſichten erfolgt ſei; er halte es für ſeine Pflicht, ſeinen Amts: 
vorgänger in Schutz zu nehmen. (Heiterkeit). Die Annahme einer Unter⸗ 
ſtützung aus den von der Landesvertretung bewilligten Fonds könne nicht 
verfaſſungswidrig ſein. — Abg. Immermann wiederholt nochmals, daß 
der Abg. v. Binde den Richtern die Wahrung ihrer Ehre ſelbſt überlaſſen 
möge; ein Blick auf die Sitze im Hauſe beweiſe, in welchem Vertrauen die 
Richter im Lande ſtänden. — Abg. Lette wiederholt im Weſentlichen ſeine 
früheren Ausführungen. — Abg. Krauſe (Magdeburg): Es ſei inconſe⸗ 
quent, den Gratifikationsfonds zu kürzen, bevor die Gehälter der Richter 
erhöht worden feien; der Antrag fei nichts, als ein Mißtrauensvotum gegen 
das Miniſterium, aber ein ſehr ungeſchickt gefaßtes; denn es treffe nicht das 
Miniſterium, ſondern die armen Kreisrichter. Der Schluß wird beantragt 
und abgelehnt. — Abg. v. Binde replicirt gegen den Abg. Immermann, 
daß er, wie jeder Abg. nicht bloß die Richter allein, auch die Ehre der Ju⸗ 
ſtiz zu wabren berechtigt ſei. Auch wenn das Gehalt der Richter noch jo 
hoch geſtellt ſei, würden immer Fälle vorkommen, in denen eine Unterſtützung 
nötbig und wünſchenswerth ſei. \ { 

Abg. Krieger (Golvapp): verfaſſungsmäßig ſei Zahlung des etatsmäßi⸗ 

en Gebalts, verfaſſungswidrig eine Gratifikation nach dem Belieben des 
Nane — Abg. v. Forkenbeck gegen die Ausführungen des Abg. 
rauſe. — Juſtizminiſter: Er müſſe wiederholen, daß die Unabhängig⸗ 
keit der Richter durch Unterſtützung bei Wi nicht leiden werde. — 
Abg. Gneiſt: ob 5000 Thlr., ob 8000 Thlr., es ſtehe feſt, daß mit dem 
dritten Theil der Geſucze aus wirklicher Dürftigkeit dadurch genügt werden 
könne; die Unabhängigkeit der Juſtiz ſei nicht dadurch gefährdet. — Abg. 
Krauſe replicirt perſönlich gegen den Abg. v. Forkenbeck. — Damit iſt die 


Distuſſion geſchloſſen. Bei der Abſtimmung wird dem Comm.⸗Antrage ge: 


1956 
mäß, die Abſetzung der von der Regierung beantragten Erhöhung von 
3000 Thlr. genehmigt. (Dafür die Fortſchrittspartei und die Majorität der 
Partei v. Bockum⸗Dolffs.) 

Bei dem Etat für 1863 ſtellt die Commiſſion nachſtehenden Antrag: „das 
Haus wolle beſchließen, die Staatsregierung aufzufordern, den Zuſchlag von 
6 Sgr. pro Thaler der Gerichtskoſten, ſo bald wie möglich, ſpäteſtens aber 
am 1. Januar 1865 in Wegfall zu bringen.“ 

Abg. v. Vincke (Stargard) gegen dieſen Antrag: Wenn jede Steuer 
nur von demjenigen gezahlt würde, der Vortheil davon habe, ſo würde der 
Staat in einer glücklichen Lage ſein. Im vorliegenden Falle ſei dies ſo. 
Abgeſehen aber davon, könne der Antrag in der vorliegenden Form nicht 
angenommen werden, denn das Haus müßte danach ſchon über eine künftige 
Finanzfrage Beſchluß faſſen. Einer geordneten Finanzverwaltung wider⸗ 
ſpreche ein ſolcher Beſchluß; die Regierung könne dem Antrage auch nicht 
Folge geben, weil dazu eine Geſetzesvorlage gehöre. Dieſelben Gründe habe 
er früher auch bei dem Antrage auf Herabsetzung der Salzſteuer ausgeführt. 
Der Regierung ein ſolches Anſinnen zu ſtellen, ſei unmöglich. 

Abg. Lette für den Antrag: Eine theure Juſtizverwaltung würde die 
Prozeſſe nicht vermindern, denn Jeder, der einen Prozeß anfange, glaube 
Recht zu haben. Weit mehr drückten aber noch die Hypotheken⸗Koſten, und 
bier gründlich Hand anzulegen, ſei nothwendig, worauf er den Juſtizminiſter 
aufmerkſam machen wolle. — Abg. Plaß mann rechtfertigt die Faſſung des 
Commiſſions⸗Antrages gegen die Bemerkungen des Abg. v. Vincke. Der 
Berichterſtatter Abg. v. Forkenbeck weiſt darauf bin, daß die Commiſſion 
mit ihrem Antrage eben nur die Vorlage eines Geſetzes verlangen wolle; 
das ſei auch im Berichte ſelbſt in den Worten unmittelbar vor dem Antrage 
ausgeſprochen. — Der Commiſſionsantrag wird mit ſehr großer Majorität 
angenommen. \ A = 

Bei dem Etat der Obergerichte will die Commiſſion 900 Thlr. zur Gr: 
höbung des Gehaltes der Ober⸗Staats⸗Anwälte abſetzen. — Der Juſtiz⸗ 
miniſter wiederholt für die beantragte Erhöhung die im Commiſſions⸗Be⸗ 
richt enthaltenen Gründe. — Abg. Oferrath dagegen, denn die Gehälter 
der Ober⸗Staats⸗Anwälte ſeien bereits im vorigen Jahre erhöht worden. — 
Reg.⸗Commiſſar Geh. Juſtizrath Sydow beſtreitet das. — Die Abſetzung 
der 900 Thlr. wird hierauf beſchloſſen. 

Bei der Poſition: Ausgaben für die Gerichte erſter Inſtanz (Beſoldun⸗ 
gen) will Abg. Meibauer das Mitleid des Hauſes für die Diätarien in 
Anſpruch nehmen: Der traurige Zuſtand derſelben könne durch Uebernahme 
der Diätarien auf den Penſionsfonds beſeitigt werden. Einen Antrag ſtelle 
a 5 wolle nur die Prüfung feiner Bemerkungen dem Juſtizminiſter an: 

eimgegeben. 8 

Abg. Ottow unterſtützt dieſe Aeußerungen, worauf der Reg.⸗Com⸗ 
miſſar erklärt, daß es in der Abſicht der Regierung liege, mit der Beſeiti⸗ 
gung des ganzen Mißverhältniſſes im Jahre 1864 weiter vorzugehen. 

Das Kapitel „Allgemeine Ausgaben“ enthält wiederum den Commiſ⸗ 
ſions⸗Antrag: „die nachgeſuchte Erhöhung des Fonds zu Unterſtützungen bei 
den Gerichtsbehörden um 3000 Thaler abzuſetzen.“ 

Abg. Schulze (Berlin) beantragt, den ganzen Fonds von 8000 Thlrn. 
hier zu ſtreichen und die Summe den zur Verbeſſerung der Richter⸗Gehalter 
bewilligten 21,000 Thlr. hinzuzufügen, und bemerkt dabei: Die 8000 Thlr., 
um die es ſich hier handle, ſollten den Juſtizbeamten gar nicht entzogen 
werden, wie der Abgeordnete für Magdeburg bei derſelben Poſition pro 1862 
vermuthet; der Weg regelmäßiger Aufbeſſerung der Gehälter ſolle vielmehr 
mittelſt derſelben praktiſch beſchritten werden. Zur Erlangung einer Unter⸗ 
ſtützung gehöre ausdrückliche Bitte und Beweggrund derſelben; die Berück⸗ 
ſichtigung ſtehe in der Willkür des Miniſters; das laufe doch auf nichts an⸗ 
deres, als eine Gratification hinaus. In Belgien ſei all dergleichen verbo⸗ 
ten, wenn der Anſpruch nicht auf einem Geſetze beruhe. Ein Mißtrauens⸗ 
Votum ſei der Antrag nicht, aber zu einem Vertrauensvotum — und das 
würde die Bewilligung ſein — habe das Haus ſo lange keinen Grund, als 
noch angeſtellte Richter zur Disciplinarunterſuchung gezogen würden, allein 
wegen Ausübung ihres verfaſſungsmäßigen Wählerrechtes. (Lebhafte Zu⸗ 
ſtimmung links.) auf e 5 N 

Abg. Oſterrath berichtigt ſeine frühere Aeußerung in Bezug auf die 
im vorigen Jahre angeblich erhöhte Beſoldung der Oberſtaatsanwälte. Den 
Vorſchlag des Vorredners beannſtandet er, weil damit eine Erhöhung des 
Etats verbunden ſei, was dem conſtitutionellen Uſus widerſpreche. 

Abg. Reichenſperger (Beckum) aus demſelben Grunde gegen den An⸗ 
trag Schulze, aber für den Commiſſions⸗Antrag. — Abg. Graf Bethuſp⸗ 
Huc gegen denſelben, da die dringende Noth, wenn ſie auf dieſe Unterſtützung 
nicht mehr rechnen dürfe, leicht als Parteimittel ausgebeutet werden konne. 
Im Intereſſe der Selbſtſtändigkeit der Richter liege die Exiſtenz dieſes Fonds 
— Der Commiſſions⸗Antrag wird mit großer Majorität angenommen, 
das Amendement Schulze iſt damit beſeitigt. Die übrigen Poſitionen des 
Etats werden ohne Debatte genehmigt. — Eine Anzahl Petitionen von Sub⸗ 
altern⸗Beamten wegen ihrer Beſoldungsverhältniſſe liegt noch vor. — 
Vertagung wird beantragt, aber abgelehnt. — Der Antrag der Com⸗ 
miſſion geht dahin: „die betreffenden Petitionen der Staatsregierung in 
Bezug auf den Antrag, auf Einführung eines Aſcenſionsſyſtems der Kreis⸗ 
erichtsſekretäre und Bureau⸗Aſſiſtenten innerhalb der Appellationsgerichts⸗ 
Bezirke der Staatsregierung zur 1 zu überweiſen.“ — Der 
Juſtizminiſter verſpricht die eingehendſte Erwägung dieſer Geſuche, denen, 
wie er glaube, . werden könne, obwohl die Erwartung, welche 
die Petenten daran knüpften, kaum in dieſem Umfange in Erfüllung geben 
würde. — Nach einer Bemerkung des Abg. Lette wird der Commiſſions⸗ 
Antrag mit überwiegender Majorität angenommen. Die übrigen Peti⸗ 
tionen werden, dem Antrage der Commiſſion gemäß, durch Uebergang zur 
aan eng erledigt. ; 

Damit ſchließt die Sitzung um 3% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 
9 Uhr. Tagesordnung: Petionsberichte. 


Gewinne der 9. Klaſſe 126. Lotterie. 
Ziehung vom 13. Auguſt. 5 

Der Hauptgewinn von 10000 Thlr. auf Nr. 21142. 

1 Gewinn von 2000 Thlr⸗ auf Nr. 56918, 

2 Gewinne von 800 Thlr. auf Nr. 32429 36832, 

2 Gewinne von 800 Thlr. auf Nr. 79043 93079. 

5 Gewinne von 100 Thlr. auf Nr. 31434 41195 53406 63209 89513, 

7 Gewinne zu 80 Thlr. auf Nr. 57723 61010 65194 67273 67295 
69880 72031. 

20 Gewinne zu 80 Thlr. auf Nr. 4244 9438 12839 14419 15618 
17347 24410 29105 32966 41220 41607 60695 62588 62839 66753 70971 
76076 77245 77277 93751. > 

37 Gewinne zu 50 Thlr. auf Nr. 284 7369 8848 10369 17827 19174 
26463 27577 30217 31343 32056 32257 33403 33666 41786 42593 45673 
47629 48964 49719 53648 53980 56045 56254 56585 57023 61442 63122 
63164 65319 70203 75322 76845 76920 78456 83845 93426, 

99 Gewinne von 40 Thlr. auf Nr. 635 1646 2413 2442 6903 7013 
7038 7666 8394 9303 9360 10375 11936 13029 14129 15629 16624 18904 
18965 19032 19372 21282 21929 22788 24216 24826 24999 25280 25953 
26940 28212 28795 32218 32519 32550 32692 32871 33908 34209 35196 
35218 39449 39496 39564 41803 42144 42181 42771 44688 44961 45778 
46441 46850 47030 47257 47854 49207 50465 51372 51417 51376 51652 
51730 52031 52657 53528 54468 55918 56210 57449 61322 64506 66405 
66490 66953 67985 74126 77358 77398 77766 78345 78728 80478 80698 
81271 83384 83873 86199 86277 86504 8573307) 83761 89000 90953 91290 
92610 93123 93396, x 

Gewinne zu 30 Thlr.: 35 38 115 183 307 365 513 578 608 657 
702 725 770 811 873 892 975 990. 


314 354 367 428 490 635 728 741 756 840 891 926 950 955 960 995. 


2013 23 37 80 106 164 201 380 404 419 465 478 513 582 601 659 692 
719 738 806 844 953. 3008 211 270 280 431 462 498 535 601 652 696 
710 717 739 757 770 791 878 899. 4094 213 220 233 240 267 361 419 
436 600 605 612 634 638 717 750 773 810, 5009 137 278 335 364 376 
380 436 439 501 536 568 648 663 724 733 915 921. 6004 64 170 689 
777 838 848 850 876 914. 7088 119 139 224 229 296 328 373 418 425 
435 486 565 665 687 807 883 857 936. 8009 72 104 195 256 353 369 
405 496 502 702 705 728 800 847 997. 9048 60 114 118 252 313 316 
356 462 509 523 586 723 821 919 944, 

10044 189 282 283 419 431 521529 555 642 662 667 722 755 764 
799 825 842 843 867 920 969 978. 11047 98 177 210 235 262 322 324 
385 392 400 409 482533 607 684 712 744 787 782 (2) 818 919. 12077 159 
169 187 212 243 246 491 567 601 604 680 719 768 926. 13046 70 152 
226 292 423 448 482 499 572 578 620 741 744 796 817 829 853 957. 
14023 27 72 135 152 316 327 399 436 439 457 490 494 508 605 636 685 
897. 15012 37 155 281 365 388 471 508 525 564 572 698 772 828 839 
909. 16008 11 64 197 206 268 292 357 380 516 665 791 800 824. 17038 
148 163 173 203 249 272 341 440 450 535 560 615 616 702 746 773 849 
908 912 914 962 990. 18040 49 68 158 218 488 558 676 691 714 768 
809 855 889 892 894 903. 19181 226 227 233 262 269 382 391 412 488 
574 587 636 648 661 664 668 682 828 849 853. 

20012 20 113 116 154 169 215 261 350 530 725 800 883 998. 
21009 59 98 106 123 127 164 171 178 381 481 511 521 542 543 598 607 


1038 92 181 182 224 253 283 2929 


TTS 


622 680 736 758 774 823 835 851 898 902 919, 22003 160 195 223 234 
264 281 294 338 376 394 456 485 592 616 641 691 741 749 780 795. 
23000 132 254 301 486 552 563 566 571 576 725 735 929 974, 24006 
7 45 129 174 500 572 597 651 680 688 689 734 772 874 936 975. 25020 
31 100 105 239 261 443 475 618 634 664 672 714 746 767 775 842 847 
852 871 876 898. 26009 28 89 243 246 253 391 399 413 478 516 543 
546 577 635 671 754 802 852 878 967. 27013 92 152 173 203 299 (2) 
230 246 250 431 437 441 483 490 502 620 659 662 795 806 980. 28006 
151 180 214 234 323 403 422 432 552 560 592 633 672 769 849 907 921 
936 960 979. 29036 136 221 223 497 636 739 849 909 932. 

30052 193 230 346 370 454 497 561 632 669 700 706 709 746 824 
840 963. 31067 161 174 255 292 293 348 378 380 425 558 703 789 797 
928 973 974 979. 32040 51 86 298 (2) 248 334 415 417 426 454 717 770 
809 851 878 917. 33062 80 ‚86 189 194 223 265 292 374 428 457 595 
623 750 824 833 888 921 942. 34122 168 259 276 323 331 342 389 (7) 350 
362 431 503 566 715 720 725 758 868 876 971. 35113 133 158 258 389 
421 434 450 490 507 529 578 608 872 886 967 976. 36019 71 110 123 
154 219 223 231 282 307 401 438 514 584 598 746 770 779 787 789 982 (2) 
955 966. 37110 121 124 370 422 433 452 455 466 481 486 602 619 671 
724 905 978 980. 38031 63 81 111 150 213 216 230 290 358 497 514 
585 640 729 786 805. 39059 62 161 178 181 267 285 291 354 396 429 
487 502 508 526 608 736 745 770 815 850 882 906. 

40,003 201 219 226 340 345 389 535 539 565 727 738 832 870. 
885 930 942. 41,213 279 391 415 523 684 764 772 807 825 853 930 
42013 105 219 232 279 363 375 392 410 504 524 666 759 841 912 922, 
43087 125 178 180 228 320 339 352 363 450 495 518 539 573 807 809 
876 888 949. 44,153 194 245 293 400 404 443 474 485 725 866. 45,099 
115 195 218 237 262 343 355 434 446 569 614 619 715 746 781 816 818 
966 973. 46,011 44 118 180 273 359 424 444 500 507 520 526 578 587 
633 704 748 816 843 917. 47,057 211 226 250 252 258 284 327 355 421 
578 587 592 593 651 719 757 771 782 804 822 891 928 935 998. 48,000 
85 92 130 168 280 298 322 615 703 788 809 872 887 893 919 962 980 
999. 49,052 63 73 90 136 208 253 300 302 316 326 336 364 452 484 
486 509 562 616 675 696 764. 

50047 67 136 188 275 319 555 600 681 720 729 744 747 800 818 
895 953. 51012 67 148 169 238 247 285 297 300 377 380 419 426 447 
465 497 522 545 580 593 678 701 711 762 784 794 979, 52000 62 148 
357 466 515 535 552 636 642 650 730 748 875 967 971 996, 53004 58 
64 82 88 225 277 310 440 461 514 549 683 786 788 797. 54012 26 44 
101 250 274 282 328 330 332 345 352 376 387 443 455 477 615 787 955, 
55023 54 144 155 224 235 244 316 344 483 523 537 538 565 592 609 
696 751 779 813. 56021 76 204 227 339 399 423.430 443 453 490 545 
663 689 712 745 747 801 835 853 855 959 987. 57040 71 114 122 216 
248 256 261 290 366 481 497 502 556 613 709 721 750 776 828 839 908 
957 978. 58011 71 91 132 203 241 247 294 315 405 413 473 661 758 
ih en 1 80 59105 120 250 290 426 438 460 563 697 740 882 894 898 

60018 58 66 128 149 218 378 601 621 666 715 761 770 823 832 
855 939 999. 61017 56 193 199 273 355 363 651 776 857. 62040 49 58 
78 91 171 208 269 296 303 327 355 415 426 493 545 547 598 618 696 
760 863 913 914. 63013 52 132 143 186 188 280 393 426 444 515 562 
580 596 617 658 715 831 851. 64046 68 78 79 90 147 191 193 274 320 
346 385 511 551 575 588 592 598 605 626 673 687 772 803.846 860 944 
996. 65061 104 107 207 239 296 308 336 370 422 455 464 471 496 514 
601 628 644 720 749 772 782 847 857 866 906 971 979 996. 66139 278 
298 724 828 902 931 947 974 991 994. 67203 206 257 292 320 469 607 
668 691 701 741 759 799 876 940 969. 68049 205 223 268 305 506 509 
542 554 561 565 588 614 655 682 783 838 847 884. 69178 200 224 394 
437 441 543 642 742 763 852 917 944. 

70018 36 117 131 147 165 158 180 227 332 353 473 477 592 608 659 
731 795 817 913. 71036 159 215 223 312 313 341 401 403 470 504 509 
637 645 714 765 880 890 844 924 975. 72001 35 51 76 144 282 307 336 | 
347 431 496 503 507 693 730 768 780 921 937, 73078 88 122 136 162 


251 314 354 375 376 391 454 470 495 520 641 678 698 725 789 878 906 
936 996. 74005 60 71 155 197 201 229 243 277 290 386 472 477 487 
524 547 550 599 652 691 809 866 898 985. 75034 49 57 73 80 85 111 
188 257 292 309 335 394 403 412 436 495 514 515 652 724 774 841 977, 
76029 95 225 272 276 314 400 408 573 587 588 654 690 717 735 772 
850 87 985 90. R 11 808 269 6535 23571 85 457 535 537 575 586 639 656 
i 3 73 85 101 107 188 2 
503 607 731 769 941 958. 79015 41 45 47 57 109 8 257 200 
298 374 375 383 402 410 425 454 460 500 538 572 600 617 624 642 701 
708 764 921 978. 

80062 63 83 87 202 362 373 473 564 685 742 758 765 818 973 
974 976 977. 81222 301 302 306 309 320 353 396 501 508 553 621 628 
633 649 664 740 787 799 857 921 948 981. 82133 147 159 186 232 324 
365 382 415 454 534 593 640 822 841 866 894 982. 83040 72 81 258 
270 281 328 482 507 556 624 728 732 881 937 950 956 961. 84015 337 444 
459 498 660 755 776 861 865 906 999. 85137 161 204 206 211 280 291 
304 356 406 440 510 511 585 713 755 777 849 880 898 973, 86912 126 
141 161 215 220 240 271 374 399 506 529 531 581 663 726 756 758 887 
893. 87035 110 160 231 235 251 292 403 504 517 564 658 711 754 809 
822 846 925. 88023 67 90 91 178 201 221 256 257 313 340 357 365 
407 414 455 518 532 563 644 645 666 684 705 732 737 749 786 815 934 
en = 965 985 986. 89485 515 585 729 751 808 810 870 894 902 936 

90009 41 119 180 237 321 501 592 593 667 679 694 745 779 891 
893 901 907 956, 91194 219 346 375 407 527 544 626 665 692 783 803 
807 833. 92039 67 73 119 171 196 218 221 308 442 447 460 473 527 
560 605 620 683 700 895 911 931 958. 93023 103 129 131 132 161 171 
182 238 241 378 390 412 436 497 517 650 754 759 780 786 795 807 837 
843 938 952. 94053 244 236 292 312 459 482 483 499 607 612 701 735 
737 850 892 942, 


Breslauer Sternwarte. 


13, Aug. 10 U. Abds.] 27 8,50 | +12,8 SO. 0. 
14. Aug. 6 U. Meng. 27 8,23 +82 O. 1. 


Ueberwöͤlkt. 
Sonnenblicke. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 14. Aug. Oberpegel: 13 5. 5 8. Unterpegel: 1 F. — 8. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 13. Aug. Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete 2 929 09 zu 
68, 90, fiel auf 68, 85 und ſchloß feſt und belebt zur Notiz. Conſols von 
Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 
68, 95. 44proz. Rente 98, —. Iproz. Spanier 48. Iproz. Spanier 44%. 
Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Altien 485. Credit⸗mobilier⸗ 
Aktien 852. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 606. Oeſterreich. Credit⸗Aktien — 
1 ier 44%, aner 28%. ardinier 83. 5 
96. Neue Ruſſen 92%. a . e 
Der fällige Dampfer aus Weſtindien iſt angekommen. 
Wien, 13, Auguſt, Mitt. 12 Ubr 30 Min. Börfe günftiger. 5proz. 
Metall. 70, 40. 4% proz. Metall, 61, 75. Bank⸗Aktien 783. Nordbabn 
193, 60. 1854er Löoſe 90, —. National⸗Anleibe 82, 25. Staats⸗Eiſenb⸗ 
Aktien⸗Cert. 246, — CEreditaktien 207, 60. London 128, 75. Hamburg 
6, —. Paris 50, 80. Gold — —. Silber „.. Böͤhmiſche Weſtbabn 
I, gs 70 mbardiſche Eiſenbahn 283, —, Neue Looſe 129, 50. 1860er 
ooſe 89, 70. 
rankfurt a. M., 13. Auguſt, Nachm. 2 Uhr 30 Min. 0 
Stünwun „ſteigende Tendenz. Schluß ⸗Courſe: Fr 15 
Wiener Wechſel 92. Darmſt. Bankaktien 217. Darmſt. Zettelbank 249. proz. 
Metall. 54%. 4 K proz. Metall. 46%. 1854er Looſe 70. Oeſterr. Rational: 
Anleihe 62%. Oeſterr.⸗Franzöſ, Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien —. Oeſterr. Bank⸗ 
Antheile 715. 5 7 zredit⸗Aktien 190. Neueſte öſterr. Anleihe 70%. 
Lei ERDE n 120%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 30. Mainz⸗Ludwigshafen 
itt. A. 12 . 
amburg, 13. August, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Feſte Stimmung. 
. Wend enen e gra- fen 790 
ereinsban . Ban 5 einiſche 94. Nordbahn 6 
Disconto —. Wien —. Petersburg —. 15 i 


amburg, 13. Auguſt [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, ab 
Be unverändert gehalten, aber ſehr 20 —.— 55 Bun 8 8 


Oſtſee unverändert, aber geſchäftslos. Oel pr. Ottbr. 28%, pr. Mai 28. 
9 55 gu 5 er Stimmung, 3000 Sad Santos, 1000 Sad diverſe ums 
geſetzt. Zin k 

Liverpool, 13. Auguſt. [Baumwolle.] 6000 Ballen U — 
Preiſe ſehr fell. [ 1 mjab. 
ERTEILEN TESTS EFF, 
Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein (in Vertretung R. Schleban) in Breslau. 


Druck von Graß, Bartb und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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